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Einleitung

Es sollen zur Veranschaulichung der zu untersuchenden Problematik zu-
nächst einige mehr oder weniger alltägliche Situationen dargestellt werden:  
 

Wir haben Bekannte zu uns nach Hause eingeladen und ein aufwendi-
ges Abendessen vorbereitet. Leider verschütten wir beim Servieren aus 
Unachtsamkeit Rotwein auf das neue Kleid der Bekannten. Das Kleid 
kann auch mit Hilfe einer professionellen Reinigung nicht mehr gerettet 
werden. 

 
Oder wir bitten einen Bekannten auf einer Party, uns mit unserem Auto 
nach Hause zu fahren, weil wir selbst mittlerweile leicht alkoholisiert 
sind. Leider gerät das Auto während der Rückfahrt auf der schneebe-
deckten Straße ins Rutschen – da unser Bekannter für die Witterungs-
verhältnisse wohl ein wenig zu schnell unterwegs ist – und kollidiert 
mit der Leitplanke, wodurch (glücklicherweise nur) das Auto leicht be-
schädigt wird. 

 
Vielleicht helfen wir auch einem guten Freund beim Wohnungsumzug, 
unentgeltlich und „aus reiner Freundschaft“. Beim Tragen seiner 
schweren Waschmaschine rutscht uns diese aus der Hand und fällt zu 
Boden, wobei diese irreparabel beschädigt wird.  

 
Oder aber ein Nachbar hilft uns beim Transportieren unserer neu er-
worbenen HiFi-Anlage. Er trägt einen gewichtsmäßig leichten, gut zu 
transportierenden, aber doch sehr teuren Einzelbaustein dieser HiFi-
Anlage. Aus Unachtsamkeit stolpert er im Treppenhaus und der teure 
Einzelbaustein unserer HiFi-Anlage geht zu Bruch. 

 
Nun stellt sich die Frage, ob der Gastgeber, der unentgeltlich helfende 
Freund, Nachbar oder gar Unbekannte für den Schaden, den er verursacht 
hat, haftet bzw. haften sollte. Ist hierbei zu berücksichtigen, dass der Schä-
diger letztlich nur einer anderen Person einen „Gefallen“ erweisen wollte?  
 
Rechtsprechung und Literatur gehen in der Tat davon aus, dass eine unein-
geschränkte Haftung des aus Gefälligkeit Handelnden nicht immer eine 
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sachgerechte Rechtsfolge darstellt. Allerdings besteht Uneinigkeit über die 
Lösung des Problems. So wird in der Literatur oftmals eine grundsätzliche 
Haftungsmilderung des aus Gefälligkeit Handelnden kraft Gesetzes (über-
wiegend auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit) gefordert bzw. angenom-
men, während Rechtsprechung und andere Teile der Literatur dies ableh-
nen, jedoch unter besonderen Umständen (auf rechtsgeschäftlicher Basis) 
einen „stillschweigenden“ Ausschluss der Haftung (in der Regel für einfa-
che Fahrlässigkeit) des Gefälligen annehmen.  
 
Nach Ansicht der Rechtsprechung soll allerdings in den Fällen regelmäßig 
kein Platz für eine „stillschweigende“ Haftungsmodifizierung zugunsten 
des Gefälligen sein, in denen der Gefällige als Schädiger gegen eine Inan-
spruchnahme durch den Gefälligkeitsempfänger als Geschädigten haft-
pflichtversichert ist. Soll die Antwort auf die Frage nach einer Haftung des 
Gefälligen somit letzten Endes davon abhängen, ob dieser haftpflichtversi-
chert ist? Teile der Literatur werfen so auch die Frage auf, ob in dieser 
Rechtsprechungspraxis nicht womöglich eine unzulässige Rückwirkung 
der Versicherung auf die Haftung gesehen werden muss. 
 
Diesen und den damit im Zusammenhang stehenden Überlegungen und 
Fragen will die vorliegende Untersuchung nachgehen.  
 
Obwohl diese Problematik keineswegs neu ist und sich Abhandlungen zu 
diesem Themenkomplex, insbesondere zur Haftung bei unentgeltlicher 
Mitnahme in einem Kfz, der sog. Gefälligkeitsfahrt, bereits seit den An-
fängen des letzten Jahrhunderts, und damit nahezu seit In-Kraft-Treten des 
BGB, finden lassen, herrscht diesbezüglich – zumindest in der Literatur – 
immer noch große Uneinigkeit. Aber auch in der Rechtsprechung ist eine 
gewisse Tendenz erkennbar, sich möglichst nicht eindeutig festlegen zu 
wollen, was sich teils in generalisierenden, zugleich aber auch in sehr pau-
schalen und damit letztlich unverbindlichen Formulierungen nieder-
schlägt,1 und was nicht unbedingt zur Rechtssicherheit beiträgt. 
 
Dieser Befund dürfte es rechtfertigen, sich auch heutzutage noch mit die-
sem Thema zu befassen, zumal sich die andauernde Aktualität dieses The-
                                        
1 So die durchaus zutreffende Kritik von Littbarski, VersR 2004, 950, 951. 
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mas nicht zuletzt wieder dadurch dokumentiert hat, dass der 49. Deutsche 
Verkehrsgerichtstag, der im Januar 2011 in Goslar stattgefunden hat, sich 
in seinem Arbeitskreis III u. a. mit einem Teilaspekt der vorliegenden Un-
tersuchung, und zwar mit den stillschweigenden Haftungsbeschränkungen 
bei Gefälligkeit, befasst hat.2 
 
Die vorliegende Untersuchung wird nun anfangs (im 1. Teil, S. 5)3 eine 
kurze Einführung in den Begriff des Gefälligkeitsverhältnisses und einen 
kurzen Überblick zu den bei einem Gefälligkeitsverhältnis diskutierten 
Problemen geben. Den Schwerpunkt der vorliegenden Untersuchung bildet 
dann aber die Frage nach dem „richtigen“ Haftungsmaßstab im Rahmen 
eines Gefälligkeitsverhältnisses: Ist bei Schädigungen im Rahmen eines 
Gefälligkeitsverhältnisses für jede Form des Verschuldens zu haften oder 
findet – und falls ja, unter welchen Voraussetzungen – eine Haftungsmodi-
fizierung (z. B. auf grobe Fahrlässigkeit und Vorsatz) statt?  
 
Vor diesem Hintergrund wird sich die Untersuchung (im 2. Teil, S. 21) zu-
nächst auf die Frage konzentrieren, ob im Rahmen eines Gefälligkeitsver-
hältnisses bereits eine grundsätzliche Modifizierung des Haftungsmaßstabs 
(kraft Gesetzes) in Betracht zu ziehen ist. Dabei werden insbesondere die 
gesetzlichen Haftungsmilderungsregelungen im Rahmen der Erbringung 
unentgeltlicher vertraglicher Leistungen (Gefälligkeitsverträge), im Rah-
men der Nothilfe und im Rahmen enger personenrechtlicher Beziehungen 
sowie die richterrechtlichen Grundsätze zur Beschränkung der Arbeitneh-
merhaftung untersucht, um zu prüfen, ob sich daraus ein gemeinsamer 
Rechtssatz oder wenigstens verschiedene Rechtsgedanken ableiten lassen, 
der/die dann auch auf eine Haftung im Rahmen der gesetzlich nicht gere-
gelten Gefälligkeitsverhältnisse übertragen werden könnte(n).  
 
Sodann erfolgt (im 3. Teil, S. 263) eine Erörterung der Möglichkeit einer 
einzelfallbezogenen Haftungsmodifizierung bei Gefälligkeit (insbesondere 
mit der Möglichkeit eines sog. „stillschweigenden“ Haftungsausschlusses 

                                        
2 Vgl. hierzu: 49. Deutscher Verkehrsgerichtstag, Veröffentlichung der auf dem 49. Verkehrsge-

richtstag in Goslar gehaltenen Vorträge, Referate und erarbeiteten Empfehlungen, 2011, (Lucht-
erhand Fachverlag, Wolters Kluwer Deutschland GmbH, Köln), S. VII, XII – XIII, 65 – 105. 

3 Die Seitenangabe bei Verweisen innerhalb der vorliegenden Untersuchung bezieht sich jeweils 
auf die Seite, auf der das verwiesene Kapitel beginnt. 
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bzw. -verzichts) und den diesbezüglichen Voraussetzungen, wobei auch 
der Einfluss eines bestehenden Haftpflichtversicherungsschutzes auf die 
Haftung bzw. auf die Begründung des „stillschweigenden“ Haftungsaus-
schlusses untersucht werden wird.  
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1. Teil:  Gefälligkeitsverhältnis – Einführung in Begriff 
und Probleme 

Es soll zunächst einmal ganz allgemein in den Begriff des Gefälligkeits-
verhältnisses und die im Zusammenhang mit Gefälligkeitsverhältnissen 
stehenden Probleme eingeführt werden. 
 

 § 1   Begriff des Gefälligkeitsverhältnisses 

Zuerst soll geklärt werden, welche Charakteristika ein Gefälligkeitsver-
hältnis aufweist bzw. aufweisen sollte und welche Arten von Gefälligkeits-
verhältnissen unterschieden werden können. 
 

A.  Unentgeltlichkeit und Fremdnützigkeit als Wesens-
merkmale

K. Schreiber4 hält zutreffend fest: „Nach dem allgemeinen Sprachgebrauch 
zeichnet sich eine Gefälligkeit dadurch aus, dass jemand für einen anderen 
tätig wird (ihm einen „Gefallen“ tut), ohne dafür eine Gegenleistung oder 
ein Entgelt zu erwarten.“  
 
In diesem Sinne wird denn auch von der Rechtsprechung5 und der über-
wiegenden Literatur6 die Unentgeltlichkeit als ein Wesensmerkmal der Ge-
fälligkeit angesehen.7 Unter Gefälligkeiten versteht man also gemeinhin 
die „Gewährung von Dienstleistungen oder sonstigen Vorteilen, die unent-
geltlich geleistet werden“.8  
 
Der – auch im juristischen Sprachgebrauch übliche – Begriff der „Unent-
geltlichkeit“ bereitet hierbei grundsätzlich keine inhaltlichen Schwierigkei-
                                        
4 K. Schreiber, JURA 2001, 810. 
5 Vgl. BGHZ 21, 102, 106 = VersR 1956, 508. 
6 Vgl. Gehrlein, VersR 2000, 415; Geigel/Hübinger, 26. Aufl., Kap. 12 Rn. 41; MüKo/Kramer, 

5. Aufl., Einl. vor § 241 Rn. 32; Staudinger/Olzen, § 241 Rn. 72; Staudinger/J. Schmidt, 1995, 
Einl. zu §§ 241 ff Rn. 231; BGB-RGRK/Krüger-Nieland, Vor § 104 Rn. 5; ferner Pa-
landt/Grüneberg, Einl v § 241 Rn. 7; vgl. zur Gefälligkeitsfahrt Eimer, S. 34 f. 

7 K. Schreiber, JURA 2001, 810. 
8 Geigel/Hübinger, 26. Aufl., Kap. 12 Rn. 41; so z. B. auch Heimbücher, VW 1998, 178. 
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ten: Unentgeltlich ist für gewöhnlich eine Leistung, die ohne rechtlich be-
achtenswerte Gegenleistung erfolgt.9 
 
Bisweilen wird ausgeführt, dass unentgeltliches Verhalten für die Annah-
me eines Gefälligkeitsverhältnisses nicht ausreichend sein soll, sondern 
darüber hinausgehend ein „uneigennütziges“ Verhalten des Gefälligen vor-
liegen müsse;10 in diesem Sinne sollen beispielsweise Verhältnisse als Ge-
fälligkeitsverhältnisse ausscheiden, bei denen der gewährende Teil ein ei-
genes – insbesondere wirtschaftliches – Interesse verfolgt.11 Allerdings 
wird der Begriff des Gefälligkeitsverhältnisses dann in der Regel – anders 
als in der vorliegenden Untersuchung (dazu noch nachfolgend § 1 B., S. 8) 
– ausschließlich im Sinne eines „Nicht-Rechtsverhältnisses“ verstanden.12 
 
Festgestellt werden kann in diesem Zusammenhang zunächst einmal, dass 
nach der bisherigen Begriffsbestimmung (nämlich dem Tätigwerden für 
einen anderen in Form der unentgeltlichen Gewährung von Dienstleistun-
gen oder sonstigen Vorteilen)13 dem Gefälligkeits-Handeln neben der Un-
entgeltlichkeit lediglich eine „Fremdnützigkeit“ immanent ist.  
 
Eine ausführliche Auseinandersetzung mit der Forderung nach einer über 
die Unentgeltlichkeit und Fremdnützigkeit des Handelns hinausgehende 
„Uneigennützigkeit“ des Gefälligen wird die vorliegende Untersuchung an 
dieser Stelle, also im Rahmen der allgemeinen Charakterisierung einer Ge-
fälligkeit, allerdings bewusst vermeiden. Zum einen wird der Begriff des 
Gefälligkeitsverhältnisses in dieser Untersuchung in einem weiten Sinne 
gebraucht und umfasst neben den gesetzlich nicht geregelten Gefälligkeits-
verhältnissen auch die unentgeltlichen Verträge („Gefälligkeitsverträge“),14 
bei denen jedenfalls eine Uneigennützigkeit nicht zwingend vorzuliegen 

                                        
9 So Eimer, S. 35; vgl. auch BGH NJW 1982, 436; 2009, 2737; zum Auftragsvertrag: MüKo/Seiler, 

6. Aufl., § 662 Rn. 26 ff.; Hk-BGB/Schulze, § 662 Rn. 8; zur Leihe: Hk-BGB/Ebert, § 598 Rn. 7; 
Erman/Graf v. Westphalen, § 598 Rn. 5; des Weiteren H. Kummer, S. 43. 

10 So betont z. B. Kallmeyer, S. 9 ff., 106/107, dass Gefälligkeit nicht gleichbedeutend mit Unent-
geltlichkeit sei. 

11 So z. B. Kallmeyer, S. 14; Eimer, S. 36. 
12 Vgl. dazu z. B. Palandt/Grüneberg, Einl v § 241 Rn. 7; Staudinger/Olzen, § 241 Rn. 84; Staudin-

ger/J. Schmidt, 1995, Einl. zu §§ 241 ff Rn. 231; Kallmeyer, S. 13; BeckOK-BGB/Sutschet, § 241 
Rn. 18; Eimer, S. 36. 

13 Vgl. dazu z. B. Geigel/Hübinger, 26. Aufl., Kap. 12 Rn. 41; Heimbücher, VW 1998, 178. 
14 Vergleiche zur Einteilung der Gefälligkeitsverhältnisse nachfolgend § 1 B. (S. 8). 
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braucht.15 Zum anderen erscheint es – neben den grundsätzlichen Schwie-
rigkeiten, die sich im Hinblick auf die generelle Feststellung eines solch 
subjektiven Moments wie der „Uneigennützigkeit“ ergeben16 – zielführen-
der, die Frage nach der Uneigennützigkeit bzw. dem etwaig erforderlichen 
Grad an Uneigennützigkeit17 erst im Zusammenhang mit dem jeweiligen 
Problemkreis zu thematisieren (z. B. im Zusammenhang mit der Abgren-
zung eines Rechtsverhältnisses von einem „Nicht-Rechtsverhältnis“ [wobei 
aber dieser Problemkreis in der vorliegenden Untersuchung nicht tieferge-
hend erörtert werden kann und lediglich überblicksartig in § 3 (S. 13) dar-
gestellt wird] oder im Zusammenhang mit der Bestimmung des Haftungs-
maßstabs für die Schädigung deliktisch geschützter Rechtsgüter).18  
 
Es bleibt damit festzuhalten, dass zum Wesen einer Gefälligkeit in dem 
hier verwendeten weiten Sinn jedenfalls die Fremdnützigkeit des Handelns 
und seine Unentgeltlichkeit gehören.19  

                                        
15 So steht bspw. ein Interesse des Verleihers an der vorübergehenden Besitzentäußerung der An-

wendung des § 599 BGB nicht entgegen, vgl. Palandt/Weidenkaff, § 599 Rn. 1; jurisPK-
BGB/Colling, § 599 Rn. 1 Fn. 1; auch bei einer Schenkung ist nicht notwendig, dass die uneigen-
nützige Absicht des Schenkers überwiegt – Hans Stoll, JZ 1985, 384, 385, führt diesbezüglich 
aus: „Mit Recht wird hierzu in den Protokollen […] bemerkt, zum Begriffe der Schenkung sei ei-
ne Bereicherungsabsicht aufseiten des Zuwendenden nicht erforderlich. Vielmehr falle auch eine 
lediglich in egoistischer Absicht gemachte Zuwendung unter den Begriff der Schenkung“; vgl. zu 
den Protokollen Mugdan, Bd. II, S. 737 [Protokolle S. 1616]; des Weiteren ist auch für den 
rechtsgeschäftlichen Auftrag allgemein anerkannt, dass ein Eigeninteresse des Beauftragten nicht 
schädlich ist, vgl. nur Erman/H. Ehmann, 12. Aufl., Vor § 662 Rn. 51 f.; Erman/K. P. Berger, 
§ 662 Rn. 13; Staudinger/Martinek, § 662 Rn. 27; MüKo/Seiler, 6. Aufl., § 662 Rn. 23; NK-
BGB/M. Schwab, § 662 Rn. 3. 

16 Insoweit führt z. B. H.-J. Hoffmann, AcP 167 (1967), 394, 402, aus, dass die Uneigennützigkeit 
als subjektives Moment außer Betracht bleiben müsse, da sie im Allgemeinen kaum oder gar 
nicht feststellbar ist; ähnlich kritisch zur Berücksichtigung eines Eigennutzes des Gefälligen auch 
Medicus, FS Odersky, S. 589, 598. Kallmeyer, S. 13, will im Anschluss an H.-J. Hoffmann 
(a. a. O.) nicht auf das uneigennützige Motiv abstellen, sondern auf den nach außen hervortreten-
den und daher für den Empfänger maßgebenden Charakter der Zuwendung.  

17 So unterscheidet z. B. das LG Mannheim MDR 1965, 131 im Zusammenhang mit der Abgren-
zung eines Rechtsverhältnisses von einem Nicht-Rechtsverhältnis zwischen einer völligen Unei-
gennützigkeit und einer Uneigennützigkeit bei „nicht nennenswertem“ Eigeninteresse, wobei für 
die Annahme eines Nicht-Rechtsverhältnisses auch letztere genügen soll; zustimmend diesbzgl. 
Staudinger/J. Schmidt, 1995, Einl zu §§ 241 ff Rn. 231. 

18 Vergleiche zu den verschiedenen Problemkreisen im Zusammenhang mit einem Gefälligkeitsver-
hältnis auch den Überblick in § 2 (S. 11) und 2. Teil, § 1 (S. 21). 

19 Vgl. diesbzgl. auch Palandt/Sprau, Einf v § 662 Rn. 4 f.; PWW/Fehrenbacher, § 662 Rn. 4;  
Soergel/Beuthien, Vor § 662 Rn. 11; Langheid, FS Lüer, S. 103, 105.  



8 

B.  Arten der Gefälligkeitsverhältnisse 

Gefälligkeiten können rechtsgeschäftlicher Natur sein, sie können aber 
auch auf nichtrechtsgeschäftlicher Grundlage beruhen. Nachfolgend soll 
eine Einteilung der Gefälligkeitsverhältnisse dargestellt werden, wie sie 
sich häufig in der Literatur vorfinden lässt.20 
 

I.  Gefälligkeitsverträge 

Eine erste Gruppe bilden hierbei die im BGB geregelten Gefälligkeitsver-
träge (z. B. Schenkung, Leihe, Auftrag, unentgeltliche Verwahrung). Ge-
fälligkeitsverträge kommen – wie jeder Vertrag – durch eine Einigung der 
Parteien, also durch korrespondierende Willenserklärungen, zustande.21  
 
Im Rahmen von Gefälligkeitsverträgen bestehen grundsätzlich vertragliche 
Hauptleistungspflichten sowie vertragliche Schutz- und Nebenpflichten. 
Die Bezeichnung als „Gefälligkeitsvertrag“ soll sich lediglich darauf grün-
den, dass die vertragliche Verpflichtung zur Leistung (entsprechend den 
oben aufgezeigten Wesensmerkmalen einer Gefälligkeit) unentgeltlich 
übernommen wird.22 
 

                                        
20 Vgl. z. B. K. Schreiber, JURA 2001, 810, 811 f.; Soergel/Manf. Wolf, Vor § 145 Rn. 83 ff.; 

Langheid, FS Lüer, S. 103, 105. Die Terminologie im Rahmen der folgenden Gruppeneinteilung 
ist in der Literatur nicht immer einheitlich; das hat jedoch keinen Einfluss auf die nahezu einhel-
lige inhaltliche Behandlung dieser Gruppen.  

21 K. Schreiber, JURA 2001, 810, 811. 
22 So K. Schreiber, JURA 2001, 810, 811; vgl. auch Staudinger/Reuter, Vorbem zu §§ 598 ff Rn. 8; 

Palandt/Sprau, Einf v § 662 Rn. 1; Staudinger/Martinek, § 662 Rn. 6; MüKo/Seiler, 6. Aufl., 
§ 662 Rn. 25; Hk-BGB/Schulze, § 662 Rn. 1; Erman/E. Herrmann, § 516 Rn. 1; Langheid, 
FS Lüer, S. 103, 105; vgl. auch Willoweit, JuS 1984, 909; Soergel/Manf. Wolf, Vor § 145 Rn. 88; 
Eimer, S. 62; Erman/K. P. Berger, § 662 Rn. 2; ferner BGHZ 21, 102, 106 = VersR 1956, 508; 
die Terminologie des „Gefälligkeitsvertrags“ für missverständlich haltend Erman/H. Ehmann, 
12. Aufl., § 662 Rn. 5. 
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II.  Alltägliche bzw. reine Gefälligkeiten

Die zweite Gruppe stellen die sog. Gefälligkeiten des alltäglichen Lebens23 
oder auch sog. reinen Gefälligkeitsverhältnisse24 – im Folgenden als „all-
tägliche bzw. reine Gefälligkeiten“ bezeichnet – dar.25  
 
Diese sollen dadurch gekennzeichnet sein, dass weder vertragliche Haupt-
leistungspflichten zwischen den Beteiligten bestehen, noch z. B. rechtsge-
schäftliche oder rechtsgeschäftsähnliche Schutz- oder Nebenpflichten.26 
Die alltäglichen bzw. reinen Gefälligkeiten sollen sich lediglich im gesell-
schaftlichen oder sozialen Bereich auswirken; rechtlich soll ihnen grund-
sätzlich nur im Bereich der ungerechtfertigten Bereicherung (§§ 812 ff. 
BGB) Bedeutung zukommen, und zwar insofern, als sie einen Rechtsgrund 
zum Behaltendürfen schaffen könnten.27  
 
Beispielhaft angeführt wird in diesem Zusammenhang oftmals die Einla-
dung zu einer Party oder einem Rendezvous. Aber auch die unentgeltliche 
Mitnahme in einem Auto, die sog. Gefälligkeitsfahrt,28 stellt in der Regel 
eine alltägliche bzw. reine Gefälligkeit dar.29 
                                        
23 So die Terminologie bei z. B. BGHZ 21, 102, 107 = VersR 1956, 508, 509; BGH NJW 1992, 

498; VersR 2015, 1430 (dort im Fließtext); OLG Koblenz VersR 2016, 124. 
24 So die Terminologie bei z. B. BGHZ 21, 102, 106 = VersR 1956, 508; BGH VersR 2015, 1430 

(dort im Leitsatz); OLG Koblenz VersR 2016, 124. 
25 Vgl. auch K. Schreiber, JURA 2001, 810, 811. 
26 So K. Schreiber, JURA 2001, 810, 811; vgl. auch NK-BGB/Krebs, § 241 Rn. 12; Gei-

gel/Hübinger, 26. Aufl., Kap. 12 Rn. 48; Palandt/Grüneberg, Einl v § 241 Rn. 8; BeckOK-
BGB/Sutschet, § 241 Rn. 23; Soergel/Manf. Wolf, Vor § 145 Rn. 84; Eimer, S. 62. 

27 So K. Schreiber, JURA 2001, 810, 811; vgl. auch NK-BGB/Krebs, § 241 Rn. 12; Pa-
landt/Grüneberg, Einl v § 241 Rn. 8; BeckOK-BGB/Sutschet, § 241 Rn. 23. 

28 Nach Eimer, S. 37, ist die Gefälligkeitsfahrt zu definieren „als die unentgeltliche, aus reinem 
Entgegenkommen und nicht zu eigenem wirtschaftlichen oder betrieblichen Nutzen erfolgende 
Beförderung eines Fahrgastes im Kraftfahrzeug.“ In diesem Sinne bereits BGHZ 30, 40, 46 = 
VersR 1959, 500, 501. Ähnlich auch die Definitionen von Fischer, S. 30, und Böhmer, VersR 
1964, 807, 808. Vgl. hierzu aber auch noch die nachfolgende Fußnote. 

29 Es handelt sich bei der Gefälligkeitsfahrt regelmäßig um einen bloß „tatsächlichen Vorgang“ 
ohne rechtliche Bedeutung, vgl. dazu RGZ 65, 17; BGH VersR 2015, 1430 f.; Willoweit, JuS 
1986, 96, 104 f.; Eimer, S. 63 f.; Palandt/Grüneberg, Einl v § 241 Rn. 8; MüKo/Kramer, 5. Aufl., 
Einl. vor § 241 Rn. 33; BeckOK-BGB/Sutschet, § 241 Rn. 20; a. A. Soergel/Manf. Wolf, Vor 
§ 145 Rn. 97. Nach der neueren Rechtsprechung sollen unter den Begriff der Gefälligkeitsfahrt 
aber „nicht nur solche Fahrten, die ein Fahrer ohne rechtliche Bindung aus reiner kameradschaft-
licher Verbundenheit unternimmt, sondern auch solche Fahrten, die auf Grund eines ausdrückli-
chen Auftrags unentgeltlich durchgeführt werden“, fallen, vgl. OLG Frankfurt NJW 2006, 1004, 
1005; OLG Hamm VersR 2008, 1219 = NJW-RR 2007, 1517, 1518; dazu auch Diebold, zfs 
2011, 363, 365 = VGT 2011, 65, 69; Zickfeld, VGT 2011, 95, 96. 
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III.  Gefälligkeits-Mischverhältnisse (sogenannte Gefälligkeiten 
mit Schutzpflichten) 

Neben den Gefälligkeitsverträgen und den alltäglichen bzw. reinen Gefäl-
ligkeiten soll es aber auch Mischverhältnisse geben, bei denen Gefällig-
keitsbeziehungen sich mit einzelnen rechtlichen Schutz- bzw. Nebenpflich-
ten vermischen und somit zumindest in bestimmter Hinsicht ein Rechts-
verhältnis begründen;30 diese werden auch als „Gefälligkeiten mit Schutz-
pflichten“ bezeichnet.  
 
Bei dieser dritten Gruppe handelt es sich demnach um Gefälligkeiten, also 
um eine fremdnützige und unentgeltliche Leistungserbringung (vgl. oben 
§ 1 A., S. 5), die „bei ihrer rechtlichen Bewertung eine Art Zwischenstel-
lung“ zwischen den Gefälligkeitsverträgen und den alltäglichen bzw. rei-
nen Gefälligkeiten einnehmen.31 Charakteristisch für diese Gefälligkeits-
verhältnisse soll zunächst sein, dass eine vertragliche Hauptleistungspflicht 
– wie bei den alltäglichen bzw. reinen Gefälligkeiten – fehlt. Gleichwohl 
soll das Fehlen einer vertraglichen Hauptleistungspflicht dabei nicht aus-
schließen, dass das tatsächliche Erweisen der Gefälligkeit z. B. rechtsge-
schäftlichen oder rechtsgeschäftsähnlichen Charakter haben kann.32 In die-
sem Sinne soll dann die zunächst rechtlich unbeachtliche Zusage einer Ge-
fälligkeit mit der tatsächlichen Vornahme dazu führen können, dass der 

                                        
30  Vgl. BGH VersR 2011, 675, 676 (Rn. 15) = NJW 2010, 3087 (Rn. 15); Larenz/Manf. Wolf, 

9. Aufl., § 22 III 3 c, Rn. 32 ff.; Manf. Wolf/Neuner, § 28 II 3 c, Rn. 21; NK-BGB/Krebs, § 241 
Rn. 12 f.; MüKo/Kramer, 5. Aufl., Einl. vor § 241 Rn. 36 f.; MüKo/G. H. Roth/Bachmann, 
6. Aufl., § 241 Rn. 124 f.; MüKo/Emmerich, § 311 Rn. 48; Soergel/Manf. Wolf, Vor § 145 
Rn. 85 ff.; Willoweit, JuS 1984, 909, 915; Langheid, FS Lüer, S. 103, 105 f.; Medicus/Petersen, 
BR, § 16 I 1 b, Rn. 368; Canaris, JZ 2001, 499, 520; Gehrlein, VersR 2000, 415 ff.; P. Huber, in: 
Staudinger/Eckpfeiler, D. Rn. 23; Paulus, JuS 2015, 496, 497, 500; ablehnend aber wohl Pa-
landt/Grüneberg, Einl v § 241 Rn. 8. Umstritten ist allerdings, ob es sich dabei um ein rechtsge-
schäftliches Schuldverhältnis oder um ein gesetzliches bzw. rechtsgeschäftsähnliches Schuldver-
hältnis handeln soll, vgl. MüKo/Kramer, 5. Aufl., Einl. vor § 241 Rn. 36 f.; Soergel/Manf. Wolf, 
Vor § 145 Rn. 86 f.; dazu noch ausführlicher § 3 A. (S. 14). 

31  So K. Schreiber, JURA 2001, 810, 811; vgl. auch Medicus/Petersen, BR, § 16 I 1 b, Rn. 368. 
32  So K. Schreiber, JURA 2001, 810, 811; vgl. auch BGHZ 21, 102, 106 = VersR 1956, 508; OLG 

Karlsruhe, Urteil vom 23.12.2009 – 15 U 243/08, juris-Rn. 35; NK-BGB/Krebs, § 241 Rn. 12 f.; 
NK-BGB/M. Becker, § 311 Rn. 102 f.; Willoweit, JuS 1984, 909, 915; ders., JuS 1986, 96; Soer-
gel/Manf. Wolf, Vor § 145 Rn. 85; Eimer, S. 62 f.; Paulus, JuS 2015, 496, 497, 500. 
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Gefällige dabei sonderrechtsverhältnisbezogene Schutz- bzw. Nebenpflich-
ten zu beachten hätte.33  
 
In Bezug auf diese Mischverhältnisse aus Gefälligkeit und sonderrechts-
verhältnisbezogenen Schutz- bzw. Nebenpflichten besteht eine umfangrei-
che – und manchmal nur schwer nachzuvollziehende34 – (Einzelfall-) 
Rechtsprechung.35 So soll z. B. in der freiwilligen Übernahme der Aufsicht 
über Kinder bei einem Kindergeburtstag nach dem OLG Celle36 ein Gefäl-
ligkeitsverhältnis mit rechtsgeschäftlichen Schutzpflichten liegen; hinge-
gen soll die freiwillige Übernahme der Aufsicht über Kinder unter Nach-
barn nach dem BGH37 lediglich eine alltägliche bzw. reine Gefälligkeit 
darstellen.38 
 

 § 2   Probleme bei einem Gefälligkeitsverhältnis 

Im Zusammenhang mit einem Gefälligkeitsverhältnis kommt es im We-
sentlichen auf die folgenden Probleme an. 
 

A.  Anspruch auf Leistungserbringung 

Es stellt sich einmal die Frage nach einem Anspruch auf Erbringung einer 
gefälligkeitshalber zugesagten Leistung (Erfüllungsanspruch) und ggf. 
nach einem Schadensersatzanspruch bei Nichterbringung der zugesagten 

                                        
33  Vgl. Larenz/Manf. Wolf, 9. Aufl., § 22 III 3 c aa, Rn. 33; Manf. Wolf/Neuner, § 28 II 3 c, Rn. 21; 

K. Schreiber, JURA 2001, 810, 811; H. Lange/Schiemann, § 10 XVII, S. 658; Willoweit, JuS 
1984, 909, 913 ff.; Soergel/Manf. Wolf, Vor § 145 Rn. 85; Medicus/Petersen, BR, § 16 I 1 b, 
Rn. 368; Paulus, JuS 2015, 496, 497, 500; vgl. dazu auch BGH VersR 2011, 675, 676 (Rn. 15) = 
NJW 2010, 3087 (Rn. 15); OLG Karlsruhe, Urteil vom 23.12.2009 – 15 U 243/08, juris-
Rn. 35 ff.; ferner OLG Koblenz NJW-RR 2008, 1613. 

34  Vgl. dazu auch Gehrlein, VersR 2000, 415, 416. 
35  Zum Versuch einer Systematisierung vgl. Willoweit, JuS 1986, 96; ferner Soergel/Manf. Wolf, 

Vor § 145 Rn. 97. 
36  OLG Celle NJW-RR 1987, 1384. 
37  BGH VersR 1968, 1043, 1044 = NJW 1968, 1874. 
38  Die Verneinung der Aufsichtspflicht über das Nachbarkind durch den BGH in der aufgezeigten 

Entscheidung mochte seinen Grund in der Person des Schadensersatzgläubigers als außenstehen-
dem Dritten haben. Die gewählte Begründung hierfür unter dem Stichwort „alltägliche Gefällig-
keit“ führt jedoch zu Unklarheiten, vgl. insoweit auch Willoweit, JuS 1986, 96, 100 f.; krit. zu 
dieser Begründung bereits Deutsch, JZ 1969, 233, 234. 
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Leistung.39 Dieser Frage soll in der vorliegenden Arbeit jedoch nicht weiter 
nachgegangen werden. 
 

B.  Haftung 

Wird die Leistung erbracht, unabhängig von einem bestehenden Anspruch 
hierauf, kann es zu Schädigungen kommen. Die Haftungsfragen sind wohl 
der bedeutendste Problemkreis im Rahmen der Gefälligkeitsverhältnisse; 
vergleiche hierzu auch 2. Teil, § 1 Überblick über die wesentlichen Haf-
tungsfragen (S. 21). 
 
Es sei vorab erwähnt, dass sich die vorliegende Untersuchung schwer-
punktmäßig nur mit der Frage nach dem Haftungsmaßstab auseinanderset-
zen wird: Ist bei Schädigungen im Rahmen eines Gefälligkeitsverhältnisses 
für jedes Verschulden zu haften oder erscheint – möglicherweise aufgrund 
der Unentgeltlichkeit oder gar des altruistischen Charakters der Leistungs-
erbringung – eine Haftungsmodifizierung, z. B. auf Vorsatz und grobe 
Fahrlässigkeit, sachgerecht? 
 

C.  Aufwendungsersatz 

Schlussendlich kann sich noch die Frage nach einem Anspruch auf Auf-
wendungsersatz – und in diesem Zusammenhang auch die Frage nach ei-
nem Anspruch auf Ersatz risikotypischer Begleitschäden (die jedenfalls im 
Auftragsrecht nach Ansicht der Rechtsprechung und Teilen der Literatur 
als Aufwendungen gemäß § 670 BGB [analog] ersatzfähig sind, vgl. dazu 
auch 3. Teil, § 3 A., S. 422) – desjenigen ergeben, der einem anderen gefäl-
ligkeitshalber eine Leistung erbringt. Diesen Fragen wird in der vorliegen-
den Untersuchung jedoch ebenfalls nicht weiter nachgegangen. 
 

                                        
39  Vgl. hierzu z. B. Medicus/Petersen, BR, § 16 I 2 b, Rn. 370. 
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 § 3   Abgrenzung der Gefälligkeitsverhältnisse unterei-
nander

In Bezug auf die oben dargestellten Probleme kann sich im Rahmen einer 
unentgeltlichen (und fremdnützigen) Leistungserbringung damit die Frage 
stellen, wann ein Gefälligkeitsvertrag mit allen rechtsgeschäftlichen Haupt-
leistungs- und Nebenpflichten vorliegt, und wann nur eine alltägliche bzw. 
reine Gefälligkeit vorliegt, die grundsätzlich weder Hauptleistungs- noch 
Nebenpflichten mit sich bringt. Und vor allem kann die Frage Bedeutung 
erlangen, wann die oben genannte dritte Kategorie vorliegt, also die Gefäl-
ligkeits-Mischverhältnisse, die sogenannten Gefälligkeiten mit Schutz-
pflichten, bei denen sich Gefälligkeitsbeziehungen mit einzelnen rechtli-
chen Bindungen vermischen können, im Regelfall also keine primären 
Leistungspflichten vorliegen, jedoch sonderrechtsverhältnisbezogene 
Schutz- bzw. Nebenpflichten bei der Ausführung zu beachten sind. 
 
Es wurde verschiedentlich versucht, eine Abgrenzung zwischen einem 
(Sonder-)Rechtsverhältnis und einer rechtlich unverbindlichen Gefälligkeit 
nach dem Lebenszusammenhang, in dessen Rahmen die Gefälligkeit er-
folgte, vorzunehmen.40 So sollte – wie D. J. Maier41 treffend zusammen-
fasst – z. B. der Bereich der menschlichen Beziehungen, der Liebe, der 
Freundschaft und des gesellschaftlichen Verkehrs einer rechtlichen Ver-
einbarung nicht zugänglich sein, diesbezüglich also die Privatautonomie 
fehlen; Vereinbarungen in diesem Bereich sollten alltägliche bzw. reine 
und damit rechtlich unverbindliche Gefälligkeiten darstellen.42 Schuld-
rechtliche Sonderverbindungen sollten nur dort vorliegen, wo „berechtigte“ 
oder „schutzwürdige“ Gläubigerinteressen berührt werden.43 
 

                                        
40  Vgl. die Ausführungen bei D. J. Maier, JuS 2001, 746, 747; vgl. dazu auch Willoweit, JuS 1984, 

909 f. m. w. N.; Staudinger/J. Schmidt, 1995, Einl zu §§ 241 ff. Rn. 227. 
41  D. J. Maier, JuS 2001, 746, 747. 
42  Vgl. D. J. Maier, JuS 2001, 746, 747; dazu auch Flume, BGB AT II, § 7, 2 (S. 82); vgl. des Wei-

teren dazu die Übersicht bei Kallmeyer, S. 33 f.; ferner Palandt/Grüneberg, Einl v § 241 Rn. 7; 
Palandt/Ellenberger, Einf v § 116 Rn. 4. 

43  Vgl. D. J. Maier, JuS 2001, 746, 747 m. w. N. 
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Die Rechtsprechung44 und das überwiegende Schrifttum45 setzen hingegen 
unabhängig vom jeweiligen Lebenszusammenhang bei der zu qualifizie-
renden Vereinbarung an.46 Der BGH führt hierzu in seiner Leitentschei-
dung vom 22.6.1956 (BGHZ 21, 102), in der eine Speditionsgesellschaft 
einem Fuhrunternehmer einen Fahrer unentgeltlich überlassen hatte (ohne 
allerdings den Fuhrunternehmer von der geringen Fahrpraxis des Fahrers 
und insbesondere davon zu unterrichten, dass dieser Fahrer bisher selbst-
verantwortlich noch keinen Lastzug gefahren hatte, vgl. zu dieser Ent-
scheidung auch § 3 B., S. 17, und 2. Teil § 11 C. I. 2., S. 235), aus: „Eine 
erwiesene Gefälligkeit hat nur dann rechtsgeschäftlichen Charakter, wenn 
der Leistende den Willen hat, dass seinem Handeln rechtsgeschäftliche 
Geltung zukommen solle [...], wenn er also eine Rechtsbindung herbeifüh-
ren will [...], und der Empfänger die Leistung in diesem Sinn entgegenge-
nommen hat. Fehlt es hieran, [...] so scheidet eine Würdigung unter rechts-
geschäftlichen Gesichtspunkten aus.“47 
 

A.  Rechtsbindungswille oder gesetzliches Schuldverhältnis  

Die Rechtsprechung48 stellt für die Abgrenzung von (Sonder-)Rechts-
verhältnissen und rechtlich unverbindlichen Gefälligkeitsverhältnissen da-
mit in erster Linie auf den Willen der Beteiligten ab.49 Dieses Kriterium 
wird als Rechtsbindungs- oder Rechtsfolgewillen bezeichnet.50  
                                        
44  Vgl. BGHZ 21, 102, 106 f. = VersR 1956, 508 f.; BGHZ 56, 204, 210; 88, 373, 382; 92, 164, 

168; BGH VersR 1968, 1043, 1044 = NJW 1968, 1874; NJW 1992, 498 m. w. N.; 2009, 1141, 
1142; VersR 2015, 1430; OLG Koblenz NJW-RR 2008, 1613. 

45  Vgl. Larenz/Manf. Wolf, 9. Aufl., § 22 III 3 b, Rn. 27 f.; Manf. Wolf/Neuner, § 28 II 3 a, Rn. 18 f.; 
MüKo/Kramer, 5. Aufl., Einl. vor § 241 Rn. 32 f.; Palandt/Grüneberg, Einl v § 241 Rn. 7; Stau-
dinger/Reuter, Vorbem zu §§ 598 ff Rn. 8; Staudinger/Olzen, § 241 Rn. 79 ff.; Staudin-
ger/J. Schmidt, 1995, Einl. zu §§ 241 ff Rn. 229 ff.; Soergel/Manf. Wolf, Vor § 145 Rn. 94 ff.; 
K. Schreiber, JURA 1999, 275 f.; ders., JURA 2001, 810, 811 f.; Erman/H. Ehmann, 12. Aufl., 
§ 662 Rn. 4; Erman/H. P. Westermann, Einl. § 241 Rn. 14 f.; BGB-RGRK/Krüger-Nieland, Vor 
§ 104 Rn. 5; BeckOK-BGB/Sutschet, § 241 Rn. 18; Bamberger/H. Roth/Czub, 2. Aufl., § 662 
Rn. 5 f.; BeckOK-BGB/Fischer, § 662 Rn. 5 f.; jurisPK-BGB/Toussaint, § 241 Rn. 24; Paulus, 
JuS 2015, 496, 497. 

46  D. J. Maier, JuS 2001, 746, 747. 
47  BGHZ 21, 102, 106 = VersR 1956, 508. 
48  Vgl. BGHZ 21, 102, 106 = VersR 1956, 508; BGH VersR 1968, 1043, 1044 = NJW 1968, 1874; 

BGHZ 88, 373, 382; BGH NJW 2009, 1141, 1142; VersR 2015, 1430; OLG Karlsruhe, Urteil 
vom 23.12.2009 – 15 U 243/08, juris-Rn. 35; ferner BGH ZIP 1993, 1076, 1077. 

49  Vgl. Medicus, BGB AT, § 18 II 2 a, Rn. 191. 
50  Medicus, BGB AT, § 18 II 2 a, Rn. 191; vgl. auch Palandt/Ellenberger, Einf v § 116 Rn. 4; 

MüKo/Kramer, 5. Aufl., Einl. vor § 241 Rn. 30; MüKo/Kollhosser, 4. Aufl., § 516 Rn. 52. 
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Zutreffend führt Medicus51 in diesem Zusammenhang aus, dass es gewiss 
richtig sei, dass die Beteiligten (aufgrund der geltenden Privatautonomie 
und soweit diese reicht) in der Regel selbst durch ihren Willen über ihre 
rechtsgeschäftliche Bindung entscheiden könnten;52 und dass ein entspre-
chender Wille von den Parteien auch wirklich erklärt worden sein könnte, 
so z. B. wenn eine Verabredung ausdrücklich als „Gentlemen’s Agree-
ment“ bezeichnet würde,53 oder man in bestimmten Fällen durch Ausle-
gung der Erklärungen zweifelsfrei würde feststellen können, ob die Erklä-
rungen der Parteien bloß unverbindliche Absichtserklärungen darstellten 
oder auf eine rechtsgeschäftliche Verpflichtung abzielten.54 Oftmals aber 
hätten die Parteien über die Rechtsbindung selbst nicht wirklich nachge-
dacht und einen entsprechenden Willen demzufolge nicht geäußert.55 
 
Entsprechend der in der Literatur56 am Rechtsbindungswillen zuweilen ge-
übten Kritik, dass ein solcher Rechtsbindungswille eine bloße „Fiktion“ 
sei, stellte auch der BGH57 später klar, dass seiner Ansicht nach über die 
Rechtsverbindlichkeit „ein ausdrücklich oder stillschweigend erklärter 
Wille der Beteiligten in der Regel nicht feststellbar ist“.58 Ob bei einer Par-
tei ein Rechtsbindungswille vorhanden ist, sollte – nach Ansicht des 
BGH59 – vielmehr danach zu beurteilen sein, ob die andere Partei unter den 
gegebenen Umständen nach Treu und Glauben mit Rücksicht auf die Ver-
kehrssitte auf einen solchen Willen schließen musste. Dies wiederum sei 
anhand objektiver Kriterien (dazu noch nachfolgend in § 3 B., S. 17) auf-

                                        
51  Medicus, BGB AT, § 18 II 2 a, Rn. 191. 
52  Medicus, BGB AT, § 18 II 2 a, Rn. 191; vgl. des Weiteren Larenz/Manf. Wolf, 9. Aufl., § 22 III 3 

b, Rn. 27; Manf. Wolf/Neuner, § 28 II 3 a, Rn. 18; Soergel/Manf. Wolf, Vor § 145 Rn. 87. 
53  Medicus, BGB AT, § 18 II 2 a, Rn. 191. Zwar begründen gentlemen`s agreements grundsätzlich 

keine klagbaren Verpflichtungen, entgegen der Wortwahl kann die Auslegung im Einzelfall aber 
auch etwas anderes ergeben, vgl. BGH LM Nr. 19 zu § 242 (Be) BGB; BeckOK-BGB/Sutschet, 
§ 241 Rn. 18; Palandt/Grüneberg, Einl v § 241 Rn. 7; Erman/H. P. Westermann, Einl § 241 
Rn. 15; Soergel/Manf. Wolf, Vor § 145 Rn. 101; MüKo/Kramer, 5. Aufl., Einl. vor § 241 Rn. 44. 

54  Medicus, BGB AT, § 18 II 2 a, Rn. 191; vgl. z. B. auch BGHZ 88, 373, 382 ff. 
55  Medicus, BGB AT, § 18 II 2 a, Rn. 191; vgl. auch MüKo/Kollhosser, 4. Aufl., § 516 Rn. 52. 
56  Z. B. Flume, BGB AT II, § 7, 5-7 (S. 86 ff.); Medicus, BGB AT, § 18 II 2 a, Rn. 191.  
57  Vgl. BGH NJW 1974, 1705, 1706. 
58  Vgl. Medicus, BGB AT, § 18 II 2 b, Rn. 192. 
59  Vgl. BGH NJW 1974, 1705, 1706; 2009, 1141, 1142; BGHZ 88, 373, 382; VersR 2015, 1430; so 

aber auch schon die Leitentscheidung BGHZ 21, 102, 106 f. = VersR 1956, 508, 509; vgl. zudem 
OLG Karlsruhe, Urteil vom 23.12.2009 – 15 U 243/08, juris-Rn. 35.  
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grund der Erklärungen und des Verhaltens der Parteien zu ermitteln.60 Die 
entsprechende Entscheidung soll für die mehreren „Pflichten“ aus einer 
Vereinbarung auch unterschiedlich ausfallen können.61 
 
Zur Vermeidung der aufgezeigten Schwierigkeiten im Zusammenhang mit 
der Annahme eines Rechtsbindungswillens wurde und wird in der Literatur 
immer wieder erwogen, dass unter bestimmten Voraussetzungen die Gefäl-
ligkeitshandlung im Vollzugsstadium ein gesetzliches Schuldverhältnis62 
begründet, welches im Gegensatz zum Recht der unerlaubten Handlungen 
Schädigungen aus gewollten und gezielten Kontakten reguliert.63 Nach In-
Kraft-Treten des Gesetzes zur Modernisierung des Schuldrechts am 
1.1.2002 und der Kodifikation von „ähnlichen geschäftlichen Kontakten“ 
als Schuldverhältnis im Sinne von § 241 Abs. 2 BGB will eine im Vor-
dringen befindliche Meinung die Gefälligkeiten mit Schutzpflichten nun 
diesbezüglich unter § 311 Abs. 2 Nr. 3 BGB fassen.64 
 
Demgegenüber hält ein großer Teil der Literatur65 dogmatisch weiterhin 
am Kriterium des Rechtsbindungswillens fest. Der Vorwurf der „Fiktion“ 
von Willenserklärungen und Erklärungsinhalten könnte nach diesen An-
sichten nämlich nur dann gerechtfertigt sein, wenn die so festgestellte 
Rechtsfolge tatsächlich nicht der Lebenswirklichkeit entspräche, weil die 
Parteien, z. B. an eine bestimmte Verhaltenspflicht nicht dachten und daher 

                                        
60  So ausdrücklich z. B. BGH NJW 2009, 1141, 1142; BGHZ 88, 373, 382; OLG Karlsruhe, Urteil 

vom 23.12.2009 – 15 U 243/08, juris-Rn. 35. 
61  Medicus, BGB AT, § 18 II 2 b, Rn. 192; vgl. dazu auch BGH NJW 1974, 1705, 1706. 
62  Meist wurde in diesem Zusammenhang eine Parallele zur culpa in contrahendo gezogen, vgl. zur 

Annahme eines gesetzlichen Schuldverhältnisses W. Gerhardt, JZ 1970, 535, 538;  
H.-J. Hoffmann, AcP 167 (1967), 394, 399 ff.; Schwerdtner, NJW 1971, 1673, 1675; Soer-
gel/W. Kummer, 12. Aufl., Vor § 598 Rn. 5; ferner Canaris, AcP 165 (1965), 1, 10 ff.; 
MüKo/Kramer, 5. Aufl., Einl. vor § 241 Rn. 37; krit. Willoweit, JuS 1984, 909, 911 ff.;  
D. J. Maier, JuS 2001, 746, 749; Staudinger/Martinek, § 662 Rn. 7. 

63  Vgl. K. Schreiber, JURA 2001, 810, 811.  
64  Vgl. NK-BGB/Krebs, § 241 Rn. 12; NK-BGB/M. Becker, § 311 Rn. 102; Soergel/Heintzmann, 

Vor § 598 Rn. 15; ferner MüKo/Kramer, 5. Aufl., Einl. vor § 241 Rn. 37 f.; 
MüKo/G. H. Roth/Bachmann, 6. Aufl., § 241 Rn. 124 f.; MüKo/Emmerich, § 311 Rn. 48; Stau-
dinger/Looschelders/Olzen, § 242 Rn. 131, 197; Medicus/Petersen, BR, § 16 I 1 b, Rn. 368; ein-
schränkend aber Staudinger/Olzen, § 241 Rn. 404 ff.; BeckOK-BGB/Sutschet, § 241 Rn. 23; ge-
gen die Anwendbarkeit des § 311 Abs. 2 Nr. 3 BGB auf Gefälligkeitsverhältnisse hingegen aus-
drücklich z. B. Palandt/Grüneberg, Einl v § 241 Rn. 8. 

65  Vgl. nur Larenz/Manf. Wolf, 9. Aufl., § 22 III 3 b, Rn. 27; Soergel/Manf. Wolf, vor § 145 Rn. 87; 
D. J. Maier, JuS 2001, 746, 747; Willoweit, JuS 1984, 909, 914; Staudinger/Olzen, § 241 
Rn. 79 ff.; BeckOK-BGB/Sutschet, § 241 Rn. 18; Paulus, JuS 2015, 496, 497. 
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auch nicht den Willen haben konnten, sie zu vereinbaren.66 Hier gelte es 
nun jedoch zu berücksichtigen, dass, wie jedes menschliche Verhalten, 
auch zwischenmenschliche Abreden zweckbestimmt seien; wenn daher 
Parteien nicht ausdrücklich Vereinbarungen über beiderseitige Rechte und 
Pflichten träfen, wollten sie oft dennoch solche begründen, weil anders die 
von ihnen erstrebten Zwecke nicht erreicht werden könnten.67 Für die Her-
beiführung der Rechtsfolgen durch Willenserklärung sei folglich nicht al-
lein der artikulierte, sondern der juristisch gewertete Wille, wie er zur Rea-
lisierung der angestrebten Zwecke erforderlich sei, entscheidend; gesetz-
lich abgesichert sei dieses Auslegungsverfahren durch die §§ 133, 157 
BGB.68  
 
Eine ausführliche Auseinandersetzung mit der unterschiedlichen Herlei-
tung von sonderrechtsverhältnisbezogenen Schutz- bzw. Nebenpflichten in 
Gefälligkeitsverhältnissen – entweder kraft rechtsgeschäftlichem oder kraft 
gesetzlichem bzw. rechtsgeschäftsähnlichem Schuldverhältnis – und den 
jeweiligen Voraussetzungen (siehe dazu noch nachfolgend § 3 B., S. 17) 
kann in dieser Untersuchung nicht erfolgen. Die unterschiedliche Herlei-
tung wird jedoch auf den in der vorliegenden Arbeit zu untersuchenden 
Fragenkomplex im Zusammenhang mit dem grundsätzlichen Haftungs-
maßstab bei Gefälligkeiten (2. Teil, S. 21) keine Auswirkungen haben, so-
dass sie diesbezüglich offengelassen werden kann. Im Hinblick auf den 
ebenfalls in dieser Arbeit zu untersuchenden Fragenkomplex im Zusam-
menhang mit der Annahme rechtsgeschäftlicher, insbesondere stillschwei-
gender Haftungsausschlüsse zwischen dem Gefälligen und dem Gefällig-
keitsempfänger (3. Teil, S. 263) wird auf die sich aus einer unterschiedli-
chen Herleitung ergebenden Konsequenzen an entsprechender Stelle hin-
gewiesen.  
 

B.  Kriterien zur Ermittlung einer Sonderrechtsbeziehung 

Der BGH hatte für die Abgrenzung einer schuldrechtlichen Sonderverbin-
dung von einer rechtlich unverbindlichen Gefälligkeit in seiner eingangs 
                                        
66  Vgl. D. J. Maier, JuS 2001, 746, 747; Willoweit, JuS 1984, 909, 914. 
67  So D. J. Maier, JuS 2001, 746, 747; Willoweit, JuS 1984, 909, 914. 
68  So D. J. Maier, JuS 2001, 746, 747; Willoweit, JuS 1984, 909, 914. 
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zitierten Leitentscheidung vom 22.6.1956 (BGHZ 21, 102) eine Vielzahl 
von Kriterien benannt,69 die seitdem von der Rechtsprechung70 und der 
überwiegenden Literatur71 zur Ermittlung einer rechtlichen Bindung bzw. 
sonderrechtsverhältnisbezogener Schutz- bzw. Nebenpflichten im Rahmen 
von Gefälligkeitsverhältnissen in gleicher oder ähnlicher Form immer wie-
der herangezogen werden. Zwar kann in der vorliegenden Untersuchung, 
wie bereits erwähnt, eine ausführliche Auseinandersetzung mit diesen ein-
zelnen Kriterien nicht erfolgen, gleichwohl sollen diese nachfolgend zu-
mindest einmal überblicksartig dargestellt werden:  
 
So soll für die Ermittlung einer entsprechenden schuldrechtlichen Sonder-
verbindung – im Rahmen einer objektiven Betrachtung72 – auf „die Art der 
Gefälligkeit, ihren Grund und Zweck, ihre wirtschaftliche Bedeutung, ins-
besondere für den Empfänger, die Umstände, unter denen sie erwiesen 
wird, und die dabei bestehende Interessenlage der Parteien“ abzustellen 
sein.73  

                                        
69  Vgl. BGHZ 21, 102, 106 f. = VersR 1956, 508 f.  
70  Vgl. nur BGHZ 56, 204, 210; 88, 373, 382; 92, 164, 168; BGH VersR 1968, 1043, 1044 = NJW 

1968, 1874; NJW 1992, 498 m. w. N.; 2009, 1141, 1142; VersR 2015, 1430; OLG Koblenz NJW-
RR 2008, 1613. 

71  Vgl. Larenz/Manf. Wolf, 9. Aufl., § 22 III 3 b, Rn. 28 f.; Manf. Wolf/Neuner, § 28 II 3 a, Rn. 19; 
MüKo/Kramer, 5. Aufl., Einl. vor § 241 Rn. 32 f.; Palandt/Grüneberg, Einl v § 241 Rn. 7; Stau-
dinger/Reuter, Vorbem zu §§ 598 ff Rn. 8; Staudinger/Olzen, § 241 Rn. 79 ff., 83 ff.; Staudin-
ger/J. Schmidt, 1995, Einl. zu §§ 241 ff Rn. 229 ff.; Soergel/Manf. Wolf, Vor § 145 Rn. 94 ff.; 
K. Schreiber, JURA 1999, 275 f.; ders., JURA 2001, 810, 811 f.; Erman/H. Ehmann, 12. Aufl., 
§ 662 Rn. 4; Erman/K. P. Berger, § 662 Rn. 7; Erman/H. P. Westermann, Einl. § 241 Rn. 14 f.; 
BGB-RGRK/Krüger-Nieland, Vor § 104 Rn. 5; BeckOK-BGB/Sutschet, § 241 Rn. 18; Bamber-
ger/H. Roth/Czub, 2. Aufl., § 662 Rn. 5 f.; BeckOK-BGB/Fischer, § 662 Rn. 5 f.; jurisPK-
BGB/Toussaint, § 241 Rn. 24; Paulus, JuS 2015, 496, 497; ferner auch in Bezug auf eine Son-
derverbindung aus „ähnlichen geschäftlichen Kontakten“: NK-BGB/Krebs, § 241 Rn. 12 f.; NK-
BGB/M. Becker, § 311 Rn. 102 f. 

72  Vgl. für das Abstellen auf die objektive Betrachtung z. B. BGHZ 21, 102, 106 f. = VersR 1956, 
508, 509; BGHZ 88, 373, 382; BGH NJW 2009, 1141, 1142; VersR 2015, 1430; OLG Karlsruhe, 
Urteil vom 23.12.2009 – 15 U 243/08, juris-Rn. 35.  

 Aufgrund der objektiven Betrachtung wird die unterschiedliche Herleitung von rechtlich relevan-
ten Schutz- bzw. Nebenpflichten in Gefälligkeitsverhältnissen, also entweder kraft gesetzlichem 
bzw. rechtsgeschäftsähnlichem oder aber kraft rechtsgeschäftlichem Schuldverhältnis, zu weitest-
gehend gleichen Ergebnissen führen, vgl. K. Schreiber, JURA 2001, 811 f.; Willoweit, JuS 1984, 
909, 914; Staudinger/Olzen, § 241 Rn. 81 f. Willoweit (a. a. O) führt mit Blick auf die unter-
schiedliche Herleitung für die Feststellung von Verhaltenspflichten mit Schutzcharakter in diesem 
Zusammenhang aus, dass das Wertbewusstsein der Vertragspartner als zufälliger und im Zweifel 
durchschnittlicher Repräsentanten der Gesellschaft sich von den allgemein herrschenden Wert-
vorstellungen nicht wesentlich unterscheiden wird; was daher als Parteiwille festzustellen sei, 
mag weitgehend auch „objektiven“ Erwartungen entsprechen. 

73  Vgl. insbesondere BGHZ 21, 102, 107 = VersR 1956, 508, 509. 
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Für die Annahme einer schuldrechtlichen Sonderverbindung könne in die-
sem Zusammenhang „der Wert einer anvertrauten Sache, die wirtschaftli-
che Bedeutung einer Angelegenheit, das erkennbare Interesse des Begüns-
tigten und die nicht ihm, wohl aber dem Leistenden erkennbare Gefahr, in 
die er durch eine fehlerhafte Leistung geraten kann“ sprechen,74 mithin, 
wenn für den Leistungsempfänger wesentliche Interessen wirtschaftlicher 
Art auf dem Spiel stünden.75  
 
Ebenso könne für die Annahme einer schuldrechtlichen Sonderverbindung 
sprechen, wenn „der Leistende selbst ein rechtliches oder wirtschaftliches 
Interesse an der dem Begünstigten gewährten Hilfe“ hat.76  
 
Im Zusammenhang mit Letzterem würde dann auch die (in § 1 A., S. 5, be-
reits kurz problematisierte, dort aber bewusst offengelassene) Frage nach 
der Bedeutung einer über Unentgeltlichkeit und Fremdnützigkeit hinaus-
gehenden „Uneigennützigkeit“ beim Handeln des Gefälligen Relevanz er-
langen.77 

                                        
74  Vgl. insbesondere BGHZ 21, 102, 107 = VersR 1956, 508, 509. 
75  Vgl. BGHZ 56, 204, 210; BGH NJW 1992, 498; VersR 2015, 1430; Erman/K. P. Berger, § 662 

Rn. 7. Kritisch zu dieser Sichtweise aber Gehrlein, VersR 2000, 415, 416 f., der dafür plädiert, 
einen Rechtsbindungswillen nicht überwiegend aus der Warte und mithin der Interessenlage des 
Begünstigten abzuleiten, sondern zusätzlich aufseiten des Leistenden nach außen erkennbare 
Merkmale zu fordern, die im Zusammenwirken mit den Äußerungen des Empfängers den wech-
selseitigen Willen einer Vertragsbindung verlautbaren. 

76  Vgl. insbesondere BGHZ 21, 102, 107 = VersR 1956, 508, 509; vgl. auch BGH NJW 1984, 1533, 
1536; 1992, 498; VersR 2015, 1430; Staudinger/J. Schmidt, 1995, Einl zu §§ 241 ff Rn. 231. 

77  Vgl. dazu auch Erman/H. Ehmann, 12. Aufl., Vor § 662 Rn. 51 f. 


